
ten erfüllen, die sich aus seinem Eigentum ergeben. 
Aus diesen Gründen kann er weder von bestehenden 
Verbindlichkeiten generell befreit werden, was für den 
Berechtigten nicht vertretbare Benachteiligung mit sich 
brächte, noch kann die LPG verpflichtet werden, Schul­
den ihrer Mitglieder aus der Zeit der einzelbäuerlichen 
Wirtschaft zu begleichen.
Andererseits kann es im Einzelfall gerechtfertigt sein, 
zur besseren wirtschaftlichen Entwicklung einzelner 
LPG-Mitglieder oder zur Behebung ihrer persönlichen 
Schwierigkeiten Maßnahmen einzuleiten, die sie von 
der sofortigen Erfüllung fälliger Leistungen entbinden, 
ohne daß dadurch eine Befreiung von der Schuld selbst 
erfolgt. Nach § 25 Abs. 3 LPG-Ges. besteht für den ver­
pflichteten Bodeneigentümer die Möglichkeit, mit Hilfe 
des Gerichts Stundungsmaßnahmen zu erreichen. Wird 
ein solcher Antrag gestellt, so sind die Interessen des 
Schuldners und des Gläubigers gegeneinander abzu­
wägen. Die Gerichte können nur nach sorgfältiger 
Untersuchung der wirtschaftlichen Verhältnisse beider 
Parteien darüber entscheiden, ob die ökonomische Lage 
des Schuldners Stundungsmäßnahmen erfordert und 
diese dem Gläubiger zuzumuten sind.
Die Prüfung der Vermögensverhältnisse der Beteilig­
ten durch das Gericht darf sich dabei nicht nur auf ihr 
Einkommen erstrecken. Vielmehr sind die wirtschaft­
lichen Verhältnisse in ihrer Gesamtheit zu erforschen. 
Hierzu ist es erforderlich, zu klären, ob die Parteien 
sonstiges Vermögen besitzen und welche weiteren Ver­
pflichtungen — auch Unterhaltsverpflichtungen — sie 
haben. Es ist aber auch zu untersuchen, welche Mög­
lichkeiten bestehen oder geschaffen werden können, die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners zu ver­
bessern. Die Klärung dieser Fragen, insbesondere der 
letzteren, erfordert zugleich eine enge Zusammenarbeit 
des Gerichts mit den örtlichen Staatsorganen, wie sich 
das auch aus § 3 Abs. 1 der 1. DVO zum LPG-Ges. er­
gibt, der die Mitwirkung des Kreislandwirtschaftsrates 
im Stundungsverfahren vorsieht.
Im vorliegenden Verfahren ist hinsichtlich der wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Antragstellers bekannt, 
daß er als Buchhalter ein Nettoeinkommen von monat­
lich 400 MDN hat. Dieser Verdienst läßt es zu, von ihm 
angemessene Ratenzahlungen zu fordern, wenn auch 
nicht in der festgesetzten Höhe von 150 MDN. Ihre 
Höhe hängt im einzelnen von weiteren beachtlichen 
und bisher nicht ausreichend aufgeklärten Umstän­
den ab.
Unbestritten ist seine Behauptung geblieben, er leiste 
in der LPG in B. keine Arbeit, für die er eine Ver­
gütung erhalte. Wegen der Einkünfte aus seinem land­
wirtschaftlichen Eigentum ergibt sich aus der Mittei­
lung des Rates der Gemeinde B., daß er 1963 für Boden­
anteile 250 MDN erhalten hat. Diese Auskunft wird 
ergänzt durch die des Kreislandwirtschaftsrates, wo­
nach die Bodenanteile vom Rat des Kreises gepfändet 
wurden. Dieser Hinweis hätte den Gerichten Veranlas­
sung geben müssen, die Frage zu klären, für welche 
weiteren der Pfändung zugrunde liegenden Verpflich­
tungen der Antragsteller aufzukommen hat. Es war 
dazu notwendig, eine entsprechende Auskunft vom 
Kreislandwirtschaftsrat oder der Abt. Finanzen des 
Rates des Kreises einzuholen. Dazu bestand um so mehr 
Veranlassung, als nach § 25 Abs. 2 LPG-Ges. Boden­
anteile oder zurückgezahlte zusätzliche Inventar­
beiträge in erster Linie zur Deckung der auf dem 
Grundstück, liegenden Belastungen verwandt werden 
sollen.
In diesem Zusammenhang wäre weiter aufzuklären 
gewesen, ob der Antragsteller möglicherweise Zurück­
zahlungen aus zusätzlichen Inventarbeiträgen erhält, 
die er für die Abdeckung seiner Schulden verwenden 
könnte. Andererseits durften notwendige Ausgaben für

die Erhaltung des Hausgrundstücks, auf die der An­
tragsteller hingewiesen hatte, nicht unbeachtet bleiben. 
Hierzu wäre eine geordnete Aufstellung über bereits 
erfolgte oder dringend notwendige Aufwendungen für 
das Grundstück vom Antragsteller zu fordern und, falls 
geboten, vom Rat der Gemeinde zu prüfen gewesen. ^ 
Hinsichtlich der persönlichen Lebensverhältnisse des 
Antragstellers war zu berücksichtigen, daß das Ein-' 
kommen seiner Frau aus ihrer Mitarbeit in der LPG 
bei entsprechender Arbeitsleistung ausreichend ist, ihre 
eigenen Lebensbedürfnisse zu decken. Demzufolge ist 
er ihr gegenüber nicht unterhaltspflichtig. Ob weitere 
Unterhaltspflichten gegenüber ehelichen oder außer­
ehelichen Kindern bestehen, hätte durch eine Befra­
gung des Antragstellers geklärt werden müssen. Es war 
auch zu beachten, daß sich durch die Erzeugnisse aus 
der individuellen Wirtschaft zumindest seine eigene 
Lebensführung günstiger gestaltet.
Weiterhin wäre jedoch auch der Hinweis des Kreis­
landwirtschaftsrates aufzuklären gewesen, der Antrag­
steller werde im Winter außerhalb seines jetzigen 
Wohnorts eine Unterkunft benötigen. Es durfte nicht 
unberücksichtigt bleiben, daß dadurch für ihn erhöhte 
Ausgaben für die Bestreitung seines eigenen Lebens­
unterhalts und den zusätzlichen Wohnraum entstehen. 
Schließlich wäre bei der Prüfung des Antrags auch zu 
berücksichtigen gewesen, welche weiteren Möglich­
keiten für eine Besserung der wirtschaftlichen Verhält­
nisse des Antragstellers bestehen. Die Beantwortung 
dieser Frage hängt sowohl von seinem Gesundheits­
zustand, der ein wesentlicher Faktor für seine Arbeits­
leistungen ist, als auch von seinem Alter ab. Wenn z. B. 
zu erwarten ist, daß der Antragsteller in einigen Jahren 
nicht mehr ständig arbeiten wird, weil er dann Rentner 
ist, so ergibt sich daraus, daß die Aussichten für zu­
künftige erhöhte Leistungen nicht günstiger werden. 
Bei einer solchen Aussicht müßten deshalb möglicher­
weise jetzt strengere Maßstäbe an seine Leistungsfähig­
keit angelegt werden.
Bei der Prüfung der wirtschaftlichen Lage des Antrags­
gegners wäre die Höhe seiner Rente und seines Neben­
verdienstes festzustellen gewesen. Dabei ist zu beachten, 
daß ein zusätzlicher Verdienst, solange er besteht, nicht 
außer acht bleiben kann. Es war aber auch zu unter­
suchen, welche weiteren Verpflichtungen für den An­
tragsgegner bestehen oder ob Umstände, wie mietfreies 
Wohnen, seine Verhältnisse vorteilhafter gestalten. Zur 
Klärung dieser Frage wäre zumindest eine ausführliche 
Befragung des Antragsgegners geboten gewesen. 
Besondere Aufmerksamkeit hätte auch seine Behaup­
tung verdient, er habe für die Hypothek jährlich Ver­
mögenssteuer zu zahlen. Insoweit hätten die Gerichte 
die Vorlage von Zahlungsbelegen fordern müssen. Selbst 
bei besonders ungünstigen Verhältnissen des Antrag­
stellers wären von ihm Ratenzahlungen zu fordern, die 
zumindest zur Begleichung der Steuer ausreichen.
Die Aufklärungsbedürftigkeit der dargelegten Um­
stände hätte das Bezirksgericht erkennen müssen. In­
dem es die sofortige Beschwerde ohne weitere Über­
prüfung zurückwies, konnte es weder im Einzelfall zu 
einer begründeten Entscheidung gelangen noch seiner 
sich aus dem Rechtspflegeerlaß und dem GVG ergeben­
den Pflicht, die Rechtsprechung des Kreisgerichts anzu­
leiten, nachkommen.

§18 LPG-Ges.; §§202 ff., 387 BGB; Ziff. 47 ff. LPG- 
Mustcrstatut Typ I.
1. Ansprüche der LPG gegen Mitglieder auf Zahlung 
des Anteils an den Produktionskosten (sog. Hektar­
umlage) werden unabhängig vom Zeitpunkt ihres Ent­
stehens dann fällig, wenn die Mitgliederversammlung 
die Jahresendabrechnung bestätigt und die Höhe der 
Umlage für jedes Mitglied fcstgelegt hat.
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